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1. Wirtschaftliches Eigentümer Re-
gistergesetz („WiEReG“) 

Zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terroris-
musfinanzierung wurde – in Umsetzung von EU-
Recht - bereits im Juni des Vorjahres beschlos-
sen, dass in Österreich ein Register eingerichtet 
werden soll, in das Rechtsträger ihre wirtschaft-
lichen Eigentümer einzutragen haben. Das Ge-
setz ist nunmehr mit 15.1.2018 in Kraft getreten. 
 
Betroffene Rechtsträger sind neben Perso-
nen- und Kapitalgesellschaften auch Privat-
stiftungen, Vereine, Stiftungen und Fonds 
nach dem BStFG, die ihren Sitz im Inland ha-
ben. Außerdem werden Trusts und trustähnliche 
Vereinbarungen erfasst, wenn sie im Inland 
verwaltet werden. Zu beachten ist, dass grund-
sätzlich auch Treuhandschaften zu melden sind. 
Unter anderen besteht für Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung, deren Gesellschafter 
ausschließlich natürliche Personen sind, eine 
Ausnahme von der Meldepflicht, da diese Daten 
ohnehin dem Firmenbuch zu entnehmen sind. 
Eine vergleichbare Ausnahme besteht für im 
Firmenbuch eingetragene OGs und KGs, wenn 
die unbeschränkt haftenden Gesellschafter na-
türliche Personen sind.  
 
Eine Generalklausel definiert als wirtschaftli-
che Eigentümer alle natürlichen Personen, in 
deren Eigentum oder unter deren Kontrolle ein 
Rechtsträger letztlich steht. Diese Generalklau-
sel wird sodann durch demonstrative Beispiele 
aufgefüllt. So zählen zumindest zu den wirt-
schaftlichen Eigentümern bei Gesellschaften die 
natürlichen Personen, die: 
 

• einen Aktienanteil von mehr als 25% 
oder eine Beteiligung von mehr als 25% 
halten, 

• ausreichende Stimmrechte an der Ge-
sellschaft halten oder 

• Kontrolle auf die Geschäftsführung der 
Gesellschaft ausüben. 

 
Alle drei Varianten bestehen nebeneinander, 
sodass alle betroffenen Personen als wirtschaft-
liche Eigentümer zu identifizieren sind. Die er-
folgreiche Feststellung eines oder mehrerer 
wirtschaftlicher Eigentümer nach einer Fallgrup-
pe befreit nicht von der Verpflichtung zur Fest-
stellung allfälliger weiterer wirtschaftlicher Eigen-
tümer nach den verbleibenden Fallgruppen. 
Kann kein wirtschaftlicher Eigentümer ermittelt 
werden (zB weil keine natürliche Person eine 
Beteiligung von mehr als 25% hält), so gelten 
jene natürlichen Personen als wirtschaftliche 

Eigentümer, die der obersten Führungsebene 
angehören. Diese Vorschrift wirkt neben den 
Strafbestimmungen des WiEReG als Druckmittel 
auf die Geschäftsführung, sodass diese alles 
Nötige unternimmt, damit der wahre wirtschaftli-
che Eigentümer festgestellt werden kann. 
 
Bei einer mehrgliedrigen Gesellschaftsstruktur 
ist jeweils auf die aktive Kontrolle – somit einer 
Mehrheit von über 50 % der Anteile bzw Stimm-
rechte beim dazwischen geschalteten Rechts-
träger – abzustellen, um als wirtschaftlicher Ei-
gentümer zu gelten. 
 
Eigene Regelungen enthält das Gesetz für Pri-
vatstiftungen und Trusts. Bei Privatstiftungen 
sind als wirtschaftlicher Eigentümer der Stifter, 
die Begünstigten (der Begünstigtenkreis), die 
Mitglieder des Stiftungsvorstands und sonstige 
die Stiftung kontrollierende natürliche Personen 
zu melden. Bei Trusts sind wirtschaftliche Eigen-
tümer der Settlor/Trustor, der Trustee, der Pro-
tektor, die Begünstigten (der Begünstigtenkreis) 
und sonstige das Vermögen kontrollierende 
natürliche Personen. 

Im Übrigen begründet ein Treugeber Kontrolle 

durch ein Treuhandschaftsverhältnis. 

Die Rechtsträger bzw deren geschäftsführende 
Organe haben die Angaben hinsichtlich ihrer 
wirtschaftlichen Eigentümer einzuholen, aktuell 
zu halten und der Registerbehörde mitzuteilen. 
Im Rahmen der Identitätsfeststellung der wirt-
schaftlichen Eigentümer haben die Rechtsträger 
entsprechende Nachforschungen anzustellen, 
sodass sie davon überzeugt sind, zu wissen, 
wer ihr wirtschaftlicher Eigentümer ist. Die Sorg-
faltspflichten müssen jährlich vorgenommen 
werden. Die für die Sorgfaltspflichten erforderli-
chen Dokumente und Informationen müssen 
fünf Jahre aufbewahrt werden. 
 
Die Daten über die wirtschaftlichen Eigentümer 
sind elektronisch an das Unternehmensservice-
portal des Bundes zu melden. Zu melden sind 
Vor- und Zuname der wirtschaftlichen Eigentü-
mer, ihr Wohnsitz (sofern kein Wohnsitz in Ös-
terreich besteht: die Nummer und Art des amtli-
chen Lichtbildausweises), Geburtsdatum und 
Geburtsort sowie die Staatsbürgerschaft. Au-
ßerdem sind Art und Umfang des wirtschaftli-
chen Interesses für jeden wirtschaftlichen Eigen-
tümer anzugeben. Änderungen der Angaben 
sind binnen 4 Wochen nach Kenntnis der Ände-
rung bekannt zu geben. Bei neuen Rechtsträ-
gern hat die Meldung binnen 4 Wochen nach 
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Eintragung in das jeweilige Stammregister (Fir-
menbuch, Vereinsregister) zu erfolgen. 
 
Das Register ist nicht allgemein öffentlich 
zugänglich (wie etwa das Firmenbuch), aber 
zahlreiche Personengruppen haben Einsichts-
rechte. So können alle Kreditinstitute, Rechts-
anwälte, Notare, Wirtschaftsprüfer und Steuer-
berater, aber auch Immobilienmakler, Unter-
nehmensberater und Versicherungsvermittler in 
das Register Einsicht nehmen, um jeweils ihren 
Sorgfaltspflichten zur Verhinderung von Geld-
wäsche und Terrorismusfinanzierung nachzu-
kommen. Darüber hinaus haben zahlreiche Be-
hörden (Finanzämter, Finanzstrafbehörden, 
Aufsichtsbehörden, Staatsanwaltschaft) im 
Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben Einsichts-
rechte. Außerdem kann bei der Registerbehörde 
ein schriftlicher Antrag auf Einsicht gestellt wer-
den, wenn ein berechtigtes Interesse nachge-
wiesen wird. 
 
Verletzungen der Meldepflicht werden als Fi-
nanzvergehen geahndet. Bei Vorsatz drohen 
Geldstrafen bis zu € 200.000, bei grober Fahr-
lässigkeit bis zu € 100.000. Bestraft werden 
können neben den verantwortlichen Personen 
(Leitungsorgane) auch Rechtsträger selbst 
(Verbandsverantwortlichkeit). Die Vornahme 
einer Meldung kann zudem mit Zwangsstrafen 
erwirkt werden. 

Was ist zu tun?  

• Kontrolle, ob Sie als Rechtsträger von der 
Meldepflicht unter dem WiEReG erfasst 
sind. 

• Ermittlung des/der wirtschaftlichen Eigentü-
mer(s). 

• Erstmalige Registrierung für bestehende 
Rechtsträge im neuen Register bis spätes-
tens 01.06.2018. 

• Für ab Mai 2018 neu gegründete Rechtsträ-
ger Meldung innerhalb von 4 Wochen ab 
Eintragung im Firmenbuch. 

• Laufende Kontrolle, ob die an das Register 
gemeldeten Informationen noch aktuell sind.  

• Meldung an das Register (binnen 4 Wochen 
ab Kenntnis), wenn eine Änderung bei zu 
meldenden Informationen eingetreten ist. 

2. Vereinsrichtlinien – Wartungser-
lass 

Der VereinsR-Wartungserlass 2017 enthält in-
folge zwischenzeitlicher gesetzlicher Änderun-
gen umfangreiche Erweiterungen. Die für die 
Praxis wichtigsten Neuerungen sind wie folgt: 
 

• Definition und Umfang der Gemeinnützig-
keit: Ein gemeinnütziger Zweck kann nur 
dann vorliegen, wenn die Förderung der All-
gemeinheit gegeben ist. Ein gemeinnütziger 
Zweck liegt jedenfalls dann nicht mehr vor, 
wenn verfassungsgesetzlich gewährleistete 
Rechte von Minderheiten in Gefahr geraten. 
Stehen die vom Verein verfolgten Zwecke 
nicht mit der österreichischen Rechtsordnung 
im Einklang, kann der Verein nicht als ge-
meinnützig angesehen werden. Wenn der 
satzungsmäßige Zweck des Vereins nur auf 
Unterhaltung und Geselligkeit gerichtet ist, 
wird die Voraussetzung der Förderung der 
Allgemeinheit nicht erfüllt. Die Förderung der 
Freizeitgestaltung und Erholung erfüllt dann 
das Gemeinnützigkeitserfordernis, wenn ein 
besonders schutzbedürftiger Personenkreis 
begünstigt wird oder diese Ziele im Rahmen 
sportlicher Aktivitäten verfolgt werden. Eine 
völlig untergeordnete Förderung der Unter-
haltung und Geselligkeit ist nicht begünsti-
gungsschädlich. Diese liegt dann vor, wenn 
pro Vereinsmitglied pro Jahr maximal € 100 
für derartige Zwecke verausgabt werden. Ei-
ne Durchschnittbetrachtung ist nur zulässig, 
wenn die Ausgaben keinem bestimmten Ver-
einsmitglied zuordenbar sind. 
 

• Grundsatz der Vermögensbindung: Ver-
einsmitglieder dürfen an Wertsteigerungen 
eines gemeinnützigen Vereins nicht partizi-
pieren. Eine Ausnahme besteht für die Rück-
zahlung von Einlagen im Fall des Ausschei-
dens eines Vereinsmitglieds oder der Auflö-
sung des Vereins. Eine Rückzahlung von 
Einlagen an Vereinsmitglieder muss aller-
dings dem § 30 Abs 2 VerG entsprechen. Ei-
ne Wertsteigerung seit der Einlage darf nicht 
ausgezahlt werden. Vermögen einer begüns-
tigten Körperschaft darf nur für begünstigte 
Zwecke verwendet werden. Zulässig ist nach 
den VereinsR nunmehr die Übertragung von 
Vermögen auf andere Rechtsträger, wenn 
anstelle des übertragenen Vermögens (zB 
eines Betriebs) eine wertäquivalente Beteili-
gung tritt. 
 

• Die Ausnahmen vom Grundsatz der Un-
mittelbarkeit nach dem Gemeinnützigkeits-
gesetz 2015 wurden in die VereinsR aufge-
nommen und deren Anwendungsbereich er-
läutert. Nach den VereinsR stellt auch eine 
Zuwendung nach § 4c EStG an eine Innova-
tionsstiftung für Bildung eine für die Begüns-
tigung des Vereins unschädliche Zuwendung 
dar.  
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• Vereinsfest und gesellige Veranstaltun-
gen: Die gesetzliche Neuregelung des § 45 
Abs 1a BAO durch das EU-AbgÄG 2016 
wurde nunmehr in die VereinR aufgenom-
men und dessen Geltungsbereich erläutert. 
Kleine Vereinsfeste, die als begünstigungs-
unschädliche Hilfsbetriebe angesehen wer-
den, können nun auch unter Mitwirkung von 
vereinsfremden Personen organisiert wer-
den. Allerdings müssen zumindest 75 % der 
Mitwirkenden Vereinsmitgliedern oder deren 
nahe Angehörige sein. Kleine Vereinsfeste 
sind nur bis zu einer Dauer von 72 Stunden 
pro Kalenderjahr begünstigungsunschädlich. 
Das Stundenausmaß umfasst dabei nur die 
Zeit, in der eine gastwirtschaftliche Betäti-
gung stattfindet. Gemeinsame Festveranstal-
tungen sind dann nicht begünstigungsschäd-
lich, wenn die gesamte Umsatzgrenze von € 
40.000 nicht überschritten wird. Darüber hin-
aus kann eine Ausnahmegenehmigung gem 
§ 44 Abs 2 BAO auf Antrag erteilt werden. 
 

• Vorliegen eines eigenständigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebs des Ver-
eins: Jedenfalls als eigener wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb ist ein eingerichtetes Buffet 
anzusehen, weil dann nicht mehr von einem 
untergeordneten Verhältnis der Verköstigung 
zur Veranstaltung auszugehen ist. Das dau-
erhafte Unterhalten eines Vereinslokals be-
gründet noch keinen begünstigungsschädli-
chen Geschäftsbetrieb. Auch die Verabrei-
chung von durch Vereinsmitglieder beige-
stellten Speisen und Getränke gegen einen 
Selbstkostenbeitrag an andere Vereinsmit-
glieder stellt nunmehr keinen schädlichen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb dar. Das 
Vorhandensein eines Kühlschranks, einer 
Kaffeemaschine oder einer mobilen Herdplat-
te ist auch nicht begünstigungsschädlich. 

 
• Klarstellungen zu ausgegliederten Profi-

mannschaften: In die VereinsR wurden 
nunmehr Aussagen zu Leistungsbeziehun-
gen zwischen dem Verein und der in eine 
Kapitalgesellschaft ausgegliederten Profi-
mannschaft, zur umsatzsteuerlichen Behand-
lung von vom Verein an die Profimannschaft 
weitergeleiteten Subventionen und zur Frage 
der Aktivierung von Spielerwerten aufge-
nommen. 

3. Neuerungen in der Lohnverrech-
nung  

3.1. Highlights zum Wartungserlass    
2017 zur Lohnsteuer 

• Wechsel unbeschränkte / beschränkte 
Steuerpflicht: Bei einem unterjährigen 
Wechsel von der unbeschränkten zur be-
schränkten Steuerpflicht und vice versa müs-
sen für den Zeitraum der unbeschränkten 
Steuerpflicht und für den der beschränkten 
Steuerpflicht getrennte Veranlagungen 
durchgeführt werden, weil sowohl hinsichtlich 
der Ermittlung der Steuerbemessungsgrund-
lage als auch hinsichtlich ihrer Besteuerung 
jeweils unterschiedliche gesetzliche Best-
immungen gelten. Für den Zeitraum der un-
beschränkten Steuerpflicht kann eine Arbeit-
nehmerveranlagung durchgeführt werden. 
Für den Zeitraum der beschränkten Steuer-
pflicht kommt es zu einer Einkommensteuer-
veranlagung. Zuständig ist das bisherige 
Wohnsitzfinanzamt. Im Falle der Option auf 
unbeschränkte Steuerpflicht der in den Zeit-
raum der beschränkten Steuerpflicht fallen-
den Einkünfte ist bei Pensionisten das Fi-
nanzamt am Sitz der Pensionsversiche-
rungsanstalt zuständig.  

 
• Ergänzung zu steuerfreien Stipendi-

en:Stipendien, die im Rahmen von Disserta-
tions- und Diplomarbeiten gewährt werden, 
sind  unter bestimmten Rahmenbedingen 
steuerfrei. Ergänzend wird auf die Steuerbe-
freiung für außerhalb eines Dienstverhältnis-
ses gewährte Stipendien zur Förderung 
von Wissenschaft und Forschung im In-
land hingewiesen, wenn der Stipendiat we-
niger als €12.000 Jahreseinkommen hat. 

 
• Klarstellung betreffend Aushilfskräfte:Es 

wird klargestellt, dass die monatliche Gering-
fügigkeitsgrenze ( Wert für 2018: € 438,05) 
ohne sonstige Bezüge nicht überschritten 
werden darf. Eine der Voraussetzungen für 
die Steuerbefreiung von Aushilfskräften ist, 
dass diese durch eine daneben bestehende 
Tätigkeit der Vollversicherung unterliegen. 
Damit sind folgende Personengruppen aus-
geschlossen: Pensionisten, Beamte im 
Ruhestand, Arbeitslose, geringfügig Be-
schäftigte (auch wenn durch die Aushilfstä-
tigkeit die Geringfügigkeitsgrenze überschrit-
ten wird) und Karenzierte. 
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• Klarstellung bezüglich Mitarbeiterrabatte 
und Angehörige: Mitarbeiterrabatte bis zu 
20 % sind nur dann steuerfrei, wenn der kos-
tenlose oder verbilligte Bezug von Waren 
oder Dienstleistungen durch den Mitarbeiter 
erfolgt und dieser den Aufwand wirtschaftlich 
trägt. Erwirbt ein Angehöriger die Ware mit 
bis zu 20% Rabatt, kommt die Steuerbefrei-
ung daher nicht zur Anwendung. Übersteigt 
allerdings der Rabatt bei Direkteinkäufen 
durch Angehörige im Einzelfall 20%, sind - 
aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
- Mitarbeiterrabatte nur insoweit steuerpflich-
tig, als ihr Gesamtbetrag €1.000 im Kalen-
derjahr übersteigt.  

 
• Steuerbefreiung für den Beschäftigungs-

bonus: Der für in der Zeit von 1.7.2017 bis 
31.1.2018 neu geschaffene Dienstverhältnis-
se von der Austria Wirtschaftsservice GmbH 
(aws) ausbezahlte Beschäftigungsbonus er-
setzt 50% von bestimmten Dienstgeberbei-
trägen für einen Zeitraum von bis zu drei 
Jahren. Damit der Beschäftigungsbonus 
beim Empfänger – dem Dienstgeber – 
steuerfrei bleibt wird klar gestellt, dass durch 
diese Bonuszahlung keine Kürzung der 
Lohnnebenkosten erfolgt. 

 
• Nutzung eines Dienstautos für anderes 

Dienstverhältnis: Benützt der Arbeitnehmer 
ein arbeitgebereigenes KFZ für Fahrten zu 
Aus-, Fortbildungs- und Umschulungsstätten 
bzw für Fahrten in einem weiteren Dienstver-
hältnis, dann kann der Arbeitnehmer für die-
se Fälle nur dann Werbungskosten geltend 
machen, wenn er dafür auch einen Aufwand 
trägt. Im Rahmen der Besteuerung des 
Sachbezugs für KFZ trägt er den Aufwand. 
Für die  Berechnung des aliquoten Teil des 
Sachbezugswerts wird die Summe der sach-
bezugsrelevanten Fahrten im Verhältnis der 
als Werbungkosten abzugsfähigen Fahrten 
aufgeteilt. Als Nachweis gilt ein ordnungs-
gemäß geführtes Fahrtenbuch.  
 
Beispiel:  
Arbeitnehmer hat zwei Dienstverhältnisse; 
Arbeitgeber 1 stellt ein Dienstauto zur Verfü-
gung; infolge privater Nutzung kommt es zu 
einem Sachbezug von monatlich € 720;  

 
• Ergänzungen betreffend Dienstverhältnis-

se: Zur Frage, ob ein  Dienstverhältnis vor-
liegt, gilt es zwei Kriterien zu prüfen, nämlich 
das Vorliegen der Weisungsgebundenheit 
gegenüber dem Arbeitgeber und die Einglie-
derung in den geschäftlichen Organismus 
des Arbeitgebers. Dazu werden ausgesuchte 
aktuelle VwGH-Erkenntnisse in die Lohn-
steuerrichtlinien eingearbeitet: 
Ein Weisungsrecht wird auch durch die 
Ausübung der sogenannten “stillen Autori-
tät“ des Arbeitgebers erreicht, welche sich 
nicht in einer konkreter Form äußert, weil der 
Arbeitnehmer von sich aus weiß, wie er sich 
im Betrieb des Dienstgebers zu bewegen 
und zu verhalten hat. Davon unberührt bleibt 
ein vertraglicher Verzicht auf das Weisungs-
recht. Beispielsweise liegt im Falle von Ho-
me-Arbeitsplätzen eine gering ausgeprägte 
Einbindung in die Betriebsorganisation hin-
sichtlich Arbeitszeit, Arbeitsort und arbeits-
bezogenem Verhalten vor. Entscheidend ist, 
dass ein Weisungs- und Kontrollrecht des 
Arbeitgebers besteht und damit die Bestim-
mungsfreiheit des Arbeitnehmers weitgehend 
ausgeschaltet ist. Es kommt darauf an, dass 
der Arbeitgeber statt der unmittelbaren Wei-
sungsmöglichkeit über eine entsprechende 
Kontrollmöglichkeit verfügt. 
Die Eingliederung in den geschäftlichen 
Organismus ist im Sinne einer Abhängigkeit 
vom Arbeitgeber zu verstehen. Bei einfa-
chen manuellen Tätigkeiten oder Hilfstä-
tigkeiten, die in Bezug auf die Art der Ar-
beitsausführung und die Verwertbarkeit kei-
nen ins Gewicht fallenden Gestaltungsspiel-
raum des Dienstnehmers erlauben, kann bei 
einer Integration des Beschäftigten in den 
Betrieb des Beschäftigers das Vorliegen ei-
nes Beschäftigungsverhältnisses in per-
sönlicher Abhängigkeit ohne detaillierte 
Untersuchungen angenommen werden. 
 
 
 
 
im Rahmen dieser Privatfahrten erfolgen 
auch die für das Dienstverhältnis 2 veran-
lassten Fahrten.

 Dienstfahrt Privatfahrt % Sachbezug DV 1 WKo DV 2 

Dienstfahrten für DV 1 5.000 km   € 720  

Fahrten für DV 2  4.000 km 36%  € 259,20 

Privatfahrten  7.000 km 64%   

sachbezugsrelevante km 
insgesamt 

 11.000 km 100%   
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Ein Dienstverhältnis ist auch dann nicht 
ausgeschlossen, wenn der Arbeitnehmer 
über eine Gewerbeberechtigung für die 
ausgeübte Tätigkeit verfügt. 
 

3.2. Nützliche Übersicht Lohnver-
rechnungswerte 

 
• Pendlerpauschale (PP) 

 
Pendlereuro: pro Kilometer einfacher Fahrtstre-
cke bei Anspruch auf Pendlerpauschale: € 2,00 
 
Wird dem Arbeitnehmer ein Dienstauto zur 
Verfügung gestellt und dessen Privatnutzung als 
Sachbezug versteuert, steht kein Pendlerpau-
schale zu.  
 
• Dienstreise 

 

 

 

 
 
 

4. Klarstellungen durch BMF- Infor-
mationen  

4.1. Neue BMF-Info zum Kommunal-
steuergesetz 

Nach nunmehr mehr als sieben Jahren hat das 
BMF gemeinsam mit Städte- und Gemeinde-
bund die Information zum Kommunalsteuerge-
setz einer Wartung unterzogen. Durch die neue 
BMF-Info wurde die bislang geltende ersetzt. 
Die darin enthaltenen wesentlichen Neuerungen 
können wie folgt zusammengefasst werden: 
 
• Für bestimmte Bezüge oberster (politischer) 

Organe und Lehrbeauftragter wird zwar ein-
kommensteuerlich ein lohnsteuerpflichtiges 
Dienstverhältnis  unterstellt, diese Bezüge 
stellen aber keine Arbeitslöhne iSd 
KommStG dar. 

• Bei der Eingliederung von an Kapitalgesell-
schaften wesentlich beteiligten Personen 
wird nunmehr nun auch auf § 2 Abs 4a EStG 
bei zwischengeschalteten Kapitalgesell-
schaften verwiesen. Die Vergütungen sind in 
diesem Fall dem Geschäftsführer oder Vor-
stand unmittelbar als natürliche Person zuzu-
rechnen. Dies betrifft aber nur Geschäftsfüh-
rungsvergütungen, nicht sonstige Vergütun-
gen wie zB die Abgeltung von Lizenzrechten. 

• Präzisierung der kommunalsteuerpflichti-
gen Beschäftigung von freien Dienstneh-
mern: So ist jemand nicht als freier Dienst-
nehmer zu beurteilen, der über wesentliche 
eigene Betriebsmittel verfügt. Ein eigenes 
Betriebsmittel ist dann für die (dadurch als 
sozialversicherungsrechtlich unternehme-
risch zu beurteilende) Tätigkeit wesentlich, 
wenn es sich nicht bloß um ein geringwerti-
ges Wirtschaftsgut handelt und wenn es ent-
weder durch die berufliche/betriebliche Ver-
wendung der Schaffung einer unternehmeri-
schen Struktur gewidmet ist oder wenn es 
seiner Art nach von vornherein in erster Linie 
der in Rede stehenden betrieblichen Tätigkeit 
zu dienen bestimmt ist. 

• Bei Vereinen erstreckt sich die KommSt-
Pflicht auf die Arbeitslöhne, die auf den un-
ternehmerischen Bereich des Vereines ent-
fallen. Bei der Abgrenzung von echten zu 
unechten Mitgliedsbeiträgen von Vereinen 
werden nunmehr auch Mitgliedsbeiträge für 
einen Golf-Club als unechte Mitgliedsbei-
träge eingestuft, wenn diese auch die Be-
nützung der Tennisplätze und Fitnessge-
räte für Vereinsmitglieder ermöglichen, 
und zwar unabhängig davon, ob dieses Leis-
tungsangebot in Anspruch genommen wird. 

 kleines Pendlerpauschale großes Pendlerpauscha-
le 

Entfernung jährlich monatlich jährlich monatlich 
2 km – 20km kein PP kein PP 372,00 31,00 
20 km – 40 

km 
696,00 58,00 1.476,00 123,00 

40 km – 60 
km 

1.356,00 113,00 2.568,00 214,00 

über 60 km 2.016,00 168,00 3.672,00 306,00 

Anzahl Fahrten / Monat 
zum Arbeitsplatz 

4 bis 7 
Tage 

8 bis 10 
Tage 

> 11 Tage 

aliquoter Anspruch auf 
Pendlerpauschale  

1/3 2/3 3/3 

Taggeld - Inland Dauer > 3Std  bis 12 Std 
aliquot ein Zwölftel 

€ 26,40 

Nächtigungsgeld - Inland pauschal anstelle Beleg für 
Übernachtung 

€ 15,00 

    

Km-Geld PKW 
/Kombi 

Km-Geld Mitbeförde-
rung 

Km-Geld 
Motorrad 

Km-Geld 
Fahrrad 

€ 0,42 € 0,05 € 0,24 € 0,38 
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In diesem Fall liegen dann ein unternehmeri-
scher Bereich des Vereins und Kommunal-
steuerpflicht für die Arbeitslöhne vor. 

• Definition der Körperschaften öffentlichen 
Rechts: Darunter fallen auch öffentlich-
rechtliche Anstalten, Stiftungen und Fonds. 
Politische Parteien sowie deren Neben- und 
Unterorganisationen werden den Körper-
schaften des öffentlichen Rechts gleichge-
stellt. Berufsvereinigungen wie zB der ÖGB 
sind Vereine und keine Körperschaften öf-
fentlichen Rechts. 

• Weitere Beispiele ergänzt zu den Einzelfällen 
bei der Abgrenzung zum Hoheitsbereich ei-
ner Körperschaft öffentlichen Rechts (KöR): 
Daher stellt die dauerhafte entgeltliche Über-
lassung von Arbeitskräften einen Betrieb ge-
werblicher Art der KöR dar. Tätigkeiten einer 
politischen Partei wie Pressedienst, Öffent-
lichkeitsarbeit durch Herausgabe von Zeit-
schriften, Werbung einschließlich Wahlwer-
bung werden nicht als Betrieb gewerblicher 
Art angesehen, weil diese Tätigkeiten zum 
Kernbereich der Hoheitstätigkeit der Parteien 
zählen. Die Münze Österreich AG ist zwar 
hoheitlich tätig und von der Körperschafts-
teuer befreit, aber trotzdem Unternehmerin 
iSd KommStG.  

• Bei Arbeitskräfteüberlassung wird ab 
1.1.2017 erst nach Ablauf von sechs Mona-
ten in der Betriebsstätte des Beschäftigers 
eine Betriebsstätte des Arbeitskräfteüber-
lassers begründet. Dies bedeutet zB, dass 
bei Arbeitskräfteüberlassung in das Aus-
land für volle sechs Kalendermonate eine 
Kommunalsteuerpflicht im Inland gege-
ben ist. 

• Nähere Ausführung zur Frage der Verfü-
gungsgewalt des Unternehmers im Fall der 
Arbeitskräfteüberlassung. 

• Klargestellt wird, dass der einkommensteuer-
liche Zuzugsfreibetrag die Bemessungs-
grundlage nicht vermindert. Ferner führt die 
Rückzahlung von Einnahmen zu keiner Min-
derung der Bemessungsgrundlage. 

• Zahlungen für die Abgeltung des Konkur-
renzverbots nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses, Zahlungen für den 
Verzicht auf Arbeitsleistung für künftige 
Lohnzahlungszeiträume und die Auszahlung 
vorgezogener Jubiläumsgelder im Rahmen 
von Sozialplänen sind sämtliche kommunal-
steuerpflichtig. 

• Der Nachweis für die Zugehörigkeit zum 
begünstigten Kreis der Behinderten kann 
nur durch einen rechtskräftigen Bescheid iSd 
§ 14 Abs 1 BEinstG oder durch einen Be-

scheid des Bundesamts für Soziales und 
Behindertenwesen nach § 14 Abs 2 
BEinstG geführt werden. Der Behinderten-
pass nach § 40 Bundesbehindertengesetz ist 
nicht ausreichend . 

• Folgeprovisionen aus Versicherungsab-
schlüssen und Vergütungen für Diensterfin-
dungen sind auch nach der aktiven Dienst-
zeit kommunalsteuerpflichtig. 

• Werden steuerfreie Zukunftssicherungsmaß-
nahmen während des Dienstverhältnisses 
rückgekauft, sind diese als sonstiger Bezug 
kommunalsteuerpflichtig. 

• Freiberufliche Honorare an wesentlich be-
teiligte Gesellschafter-Geschäftsführer sind 
dann nicht in die Bemessungsgrundlage ein-
zubeziehen, wenn das Einzelunternehmen 
über eine eigene unternehmerische Struk-
tur (wie zB Mitarbeiter) verfügt und nicht 
bloß eigene Leistungen des Gesellschafter-
Geschäftsführers honoriert werden. Soweit 
Leistungen von Arbeitnehmern des Einzelun-
ternehmens erbracht werden, sind diese Ho-
norare nicht kommunalsteuerpflichtig. Die 
Leistungskomponente des Gesellschafter-
Geschäftsführers ist aber jedenfalls mitein-
zubeziehen . 

• Lizenzzahlungen an den Gesellschafter-
Geschäftsführer sind dann nicht kommunal-
steuerpflichtig, wenn es sich um keine Tätig-
keitsvergütung für die Geschäftsführung 
handelt. Abgrenzungskriterien sind Fremdüb-
lichkeit der Geschäftsführer-Vergütung, 
Fremdüblichkeit der „Erfindervergütung“, Re-
lation Geschäftsführer- zu Erfindervergütung 
und das zu Grunde liegen eines patentrecht-
lichen Schutzes. 

• Die private Verwendung des Firmen-PKW 
durch den Gesellschafter-Geschäftsführer 
kann durch Ansatz eines Sachbezugs in An-
lehnung an § 4 Sachbezugswertverordnung 
oder durch Ansatz der der Gesellschaft tat-
sächlich entstandenen (ungekürzten) Kosten 
berücksichtigt werden. An die Gesellschaft 
für die Nutzung des Firmen-PKW bezahlte 
Kosten kürzen den Sachbezug. Die bloße 
Verbuchung am Verrechnungskonto des Ge-
sellschafters stellt noch keine tatsächliche 
Entrichtung dar. 

• Die Haftung für nicht entrichtete Kommu-
nalsteuer für bereits ausbezahlte Arbeits-
löhne ist unabhängig von einem allfälligen 
Insolvenzverfahren im Rahmen eines Haf-
tungsverfahrens gegenüber dem Haftungs-
verpflichteten (zB Geschäftsführer) geltend 
zu machen. 
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• Das Betreiben von Kindergärten, Kinderhei-
men und Studentenheimen ist von der Kom-
munalsteuerbefreiung gem § 8 Z 2 
KommStG erfasst. Ebenso ist die Jugendfür-
sorge von der Befreiung erfasst. Nicht be-
freit ist hingegen der Betrieb einer Privat-
schule mit Öffentlichkeitsrecht. 

• Der Unternehmer hat auch Nullerklärungen 
abzugeben, außer es wird dem Unternehmer 
von vornherein keine Steuernummer zuge-
teilt (weil keine Dienstnehmer beschäftigt 
werden oder die Bemessungsgrundlage un-
ter dem Freibetrag liegt). 

• Die Ausführungen über die strafbefreiende 
Wirkung von Selbstanzeigen wurden auf-
grund der Änderung des § 29 FinStrG ange-
passt. Auf die Abgabenerhöhungen gem § 29 
Abs 2 FinStrG (5% bis 30 % des sich aus der 
Selbstanzeige ergebenden Mehrbetrags) 
wird nunmehr in explizit hingewiesen. 

• Zur besseren Übersicht wurde eine Liste der 
Doppelbesteuerungsabkommen aufgenom-
men, die für die Beurteilung einer Kommu-
nalsteuerpflicht bei internationalen Sachver-
halten relevant sein können. 

 

4.2. Ergänzung der BMF-Info zum 
Grunderwerbsteuergesetz 

 
Das BMF hat seine Information vom 13.5.2016 
zum Grunderwerbsteuergesetz ergänzt.  Darin 
sind folgende für die Praxis wesentlichsten Aus-
sagen enthalten: 
 
Bei einer Down-Stream-Verschmelzung und 
Anteilsvereinigung gehen zuerst die Grundstü-
cke, welche die Muttergesellschaft besitzt, auf 
die Tochtergesellschaft über. Dieser Vorgang 
löst Grunderwerbsteuerpflicht aus (0,5 % vom 
Grundstückswert). In weiterer Folge führt das 
Auskehren der Anteile an der ehemaligen Toch-
tergesellschaft an den oder die Gesellschafter 
der Muttergesellschaft dann zu einer Anteilsver-
einigung beim alleinigen Gesellschafter bzw bei 
den Mitgliedern der Unternehmensgruppe zu 
denen mehrere Gesellschafter gehören. Bei der 
Auskehrung ist die Grunderwerbsteuer vom 
Grundstückswert sämtlicher Grundstücke der 
Tochtergesellschaft (somit auch nochmals von 
den im Rahmen der Verschmelzung von der 
Muttergesellschaft übertragenen) zu bemessen. 
Die Anrechnungsvorschriften (Differenzbesteue-
rung) kommen in diesem Fall nicht zur Anwen-
dung. 

 

Vorbehaltsfruchtgenussrecht und Substanz-
abgeltung 

Bei der Übertragung einer Liegenschaft unter 
Vorbehalt des Fruchtgenussrechts und gleich-
zeitiger Vereinbarung einer Substanzabgeltung 
liegt sowohl Grunderwerbsteuer- als auch Ge-
bührenpflicht (gem § 33 TP 9 GebG mit 2 % 
vom kapitalisierten Wert der Substanzabgeltung) 
vor.  
 
Bemessungsgrundlage der Grunderwerb-

steuer für ein Baurecht 
Die Bemessungsgrundlage der Grunderwerb-
steuer für ein Baurecht berechnet sich gem § 15 
Abs 1 BewG als Barwert des Bauzinses auf 
Vertragsdauer, gedeckelt mit dem 18-fachen 
Jahreswert, mindestens aber in Höhe des 
Grundstückswerts. Als Abzinsungsfaktor ist ein 
Zinssatz iHv 5,5 % anzusetzen. Der Kapitalwert 
kann mit dem Abzinsungsrechner auf der 
Homepage des BMF berechnet werden. 
 
Anzuwendender Immobilienpreisspiegel 
Wird der Grundstückswert an Hand eines geeig-
neten Immobilienpreisspiegels berechnet, sind 
für Erwerbsvorgänge nach dem 31.12.2016 die 
zuletzt veröffentlichten Immobiliendurchschnitts-
preise der Bundesanstalt Statistik Austria heran-
zuziehen. Diese Statistik wird einmal jährlich 
aktualisiert. Die erste Aktualisierung erfolgte am 
13.6.2017. Die aktualisierte Fassung ist für Er-
werbsvorgänge heranzuziehen, für die die Steu-
erschuld am Tag oder nach der Veröffentlichung 
der Aktualisierung entsteht. Fragen zur Ausle-
gung des Immobilienpreisspiegels sind an die 
Statistik Austria zu richten. 
 
Anwendbarkeit des Immobilienpreisspiegels 
Der Grundstückwert für ein Grundstück darf nur 
dann mit der Tabelle der Immobiliendurch-
schnittspreise der Statistik Austria ermittelt wer-
den, wenn das Grundstück die Vorgaben betref-
fend der Beschaffenheit des zu bewertenden 
Grundstücks, die die Immobiliendurchschnitts-
preisliste vorgibt, erfüllt. So dürfen bei Einfamili-
enhäusern die Immobiliendurchschnittspreise 
der Statistik Austria nur angewendet werden, 
wenn die Grundgröße 3.000 m² nicht übersteigt. 

 
Die Raumhöhe hat keinen Einfluss auf die Nutz-
flächenermittlung nach der Grundstückswertver-
ordnung. 
 
Kaufpreisteilbeträge, die für den fiktiven Anteil 
eines Wohnungseigentümers an der Repara-
turrücklage bezahlt werden, stellen keine Ab-
geltung für die Übertragung eines anteiligen 
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Guthabens dar, sondern sind Teil der grunder-
werbsteuerpflichtigen Gegenleistung. 
 

4.3. Info zum automatischen Infor-
mationsaustausch über Finanz-
konten  

 
Diese BMF-Info listet alle Staaten und Territori-
en auf, welche seit 1. Jänner 2018 als teilneh-
mende Staaten nach § 91 GMSG zwecks auto-
matischen Austausches von Informationen über 
Finanzkonten gelten. Neu hinzugekommen 
sind u.a. Albanien, Antigua und Barbuda, Bahr-
ain, Barbados, Brasilien, Chile, China, Grenada, 
Israel, Kuwait, Libanon, Malaysia, Russland, 
Saint Kitts und Nevis, Saint Lucia, Saint Vincent 
und die Grenadinen, Samoa, Saudi-Arabien, 
Seychellen, Singapur, Südafrika, Türkei, Uru-
guay, Vereinigte Arabische Emirate. 
 


